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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

Verkündet am 
28. April 1989 
 
 
 

 

 

Az:    5 RJ 27/88 

 

 

1) ....................................................., 
2) ………………………………………, 

 

Kläger und Revisionskläger, 
 
Prozeßbevollmächtigte:   ............................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Landesversicherungsanstalt Niederbayern-Oberpfalz,  
Landshut, Am Alten Viehmarkt 2, 
 

Beklagte und Revisionsbeklagte. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 

28. April 1989 in München durch den Vorsitzenden Richter   B u r g e r ,   die Richter  

B e n d e r   und   B o r g o l t e   sowie die ehrenamtlichen Richter   N o l l e n   und 

B e h r e n s 

für Recht erkannt: 

 

Die Revision der Kläger gegen das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts  

vom 27. Januar 1988 wird zurückgewiesen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Kläger begehren Waisenrente aus der Versicherung ihrer 1984 ver-

storbenen Mutter. 

 

Die 1963 geborene Versicherte war vom Juli 1978 bis November 1984 ins-

gesamt 57 Monate als Hausgehilfin, Küchenhilfe und Köchin versicherungs-

pflichtig beschäftigt. Die Kläger wurden im Mai 1981 und September 1982 

geboren. Am 2. November 1984 verstarb die Versicherte infolge eines Auto-

unfalles. 

 

Den Antrag auf Waisenrente lehnte die Beklagte ab (Bescheid vom 22. April 

1985). Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte verurteilt, den Klägern Halb-

waisenrente ab 2. November 1984 zu gewähren (Urteil vom 19. Juni 1986). 

Auch beim Besuch der Berufsschule handele es sich um Ausbildung iS des 

§ 1252 Abs 2 Reichsversicherungsordnung (RVO). Die einschränkende Aus-

legung dieses Begriffs, daß sie Zeit und Arbeitskraft des Versicherten über-

wiegend in Anspruch genommen haben müsse, sei unzulässig. Das Landes-

sozialgericht (LSG) hat das Urteil des SG aufgehoben und die Klage 

abgewiesen (Urteil vom 27. Januar 1988). Es hat im wesentlichen ausgeführt: 

Die Ausbildung müsse Zeit und Arbeitskraft des Versicherten überwiegend in 

Anspruch genommen haben. Der Besuch der Hauptschule, der als Ausbildung 

gelten könne, sei im Juni 1978 beendet gewesen und habe damit beim Tode 

der Versicherten am 2. November 1984 mehr als 6 Jahre zurückgelegen. Der 

Berufsschulbesuch vom September 1978 bis Juli 1981 falle zwar in die 

6-Jahresfrist, sei aber - entgegen der Auffassung des SG keine Ausbildung iS 

des § 1252 Abs 2 RVO. Ein Schulbesuch, der nur nebenher absolviert werde 

und eine gleichzeitige versicherungspflichtige Beschäftigung zulasse, sei nicht 

rechtserheblich. So aber verhalte es sich hier. Die Versicherte habe in der Zeit 

vom September 1978 bis Juli 1981 die Staatliche Berufsschule, Abteilung 

Hauswirtschaft, besucht. Bei der Berufsschule handele es sich um die 3-jährige 

Teilzeitpflichtschule für alle nicht mehr versicherungspflichtigen Jugendlichen, 

soweit sie keine weiterführende allgemeinbildende oder berufsbildende Vollzeit-

schule mit mindestens 24 Stunden wöchentlichem Unterricht besuchten. Der 

Unterricht finde als Tagesunterricht im Rahmen der gesetzlich geregelten 

Arbeitszeit der Schüler statt. In der Regel seien 8 Unterrichtsstunden in der 

Woche Pflicht. Zeit und Arbeitskraft der Versicherten seien nicht überwiegend 
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von der Berufsschule, sondern von ihrer gleichzeitig ausgeübten ver-

sicherungspflichtigen Beschäftigung in Anspruch genommen worden. 

 

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügen die Kläger eine Verletzung des 

§ 1252 Abs 2 RVO. 

 

Sie beantragen sinngemäß,  

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Berufung der Beklagten 

gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 19. Juni 1986 zurück-

zuweisen. 

 

Die Beklagte beantragt,  

die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend. 

 

 

II 

 

Die durch Zulassung statthafte Revision der Kläger ist unbegründet. 

 

Sie haben keinen Anspruch gegen die Beklagte auf Halbwaisenrente. Nach 

§ 1263 Abs 2 RVO werden Hinterbliebenenrenten gewährt, wenn dem Ver-

storbenen zur Zeit seines Todes Versichertenrente zustand oder wenn zu 

diesem Zeitpunkt die Wartezeit für die Rente wegen Berufsunfähigkeit von ihm 

erfüllt war oder nach § 1252 RVO als erfüllt gilt. Die Wartezeit für die Rente 

wegen Berufsunfähigkeit beträgt 60 Monate (§ 1246 Abs 3 RVO). Die Ver-

sicherte hatte jedoch nur eine Versicherungszeit von 57 Monaten zurückgelegt, 

als sie starb. Aus diesem Grund hatte sie auch keinen Anspruch auf Ver-

sichertenrente. Eine Anrechnung von Erziehungszeiten (§ 1251a RVO) ist nicht 

möglich. Denn gemäß § 1251a Abs 2 Satz 4 RVO werden Erziehungszeiten vor 

1986 insgesamt dem Vater angerechnet, wenn die Mutter vor dem 1. Januar 

1986 gestorben ist. Im übrigen werden Zeiten der Kindererziehung vor dem 

1. Januar 1986 ohnehin nur bei Versicherungsfällen nach dem 30. Dezember 

1985 berücksichtigt (Art 2 § 5c Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs-

gesetz). Der Versicherungsfall des Todes der Mutter der Kläger ist aber bereits 

vor diesem Zeitpunkt eingetreten. 

 

Die Wartezeit gilt auch nicht aufgrund des § 1252 RVO als erfüllt. Nach § 1252 

Abs 2 RVO gilt die Wartezeit als erfüllt, wenn der Versicherte vor Ablauf von 
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6 Jahren nach Beendigung einer Ausbildung infolge eines Unfalles gestorben 

ist und in den dem Versicherungsfall vorausgegangenen 24 Kalendermonaten 

mindestens für 6 Kalendermonate Beiträge aufgrund einer versicherungs-

pflichtigen Beschäftigung entrichtet hat. Die Versicherte ist jedoch nicht inner-

halb des Zeitraumes von 6 Jahren nach Beendigung ihrer Ausbildung 

gestorben. Der Besuch der Schule war im Juni 1978 beendet. Der Zeitraum von 

6 Jahren war daher schon abgelaufen, als die Versicherte im November 1984 

verstarb. Die Berufsschule, die die Versicherte besuchte, vermittelte, wie das 

LSG zu Recht ausgeführt hat, keine Ausbildung iS des § 1252 Abs 2 RVO. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) ist Aus-

bildung iS des § 1252 Abs 2 RVO nur eine solche, die die Zeit und Arbeitskraft 

des Versicherten ausschließlich oder überwiegend in Anspruch nimmt (BSG 

SozR § 1252 Nr 1). Der Gesetzgeber geht davon aus, daß Jugendliche nach 

Vollendung des 16. Lebensjahres in der Regel berufstätig sein und sich selbst 

unterhalten können. Die Vergünstigung des § 1252 Abs 2 RVO soll daher nur 

demjenigen Versicherten zugute kommen, der wegen seiner Jugend oder 

wegen seiner Ausbildung normalerweise bis zum Unfallereignis die Wartezeit 

von 60 Kalendermonaten noch nicht hat erfüllen können. Auch eine Ver-

hinderung der Wartezeit durch Arbeitslosigkeit ist in diesem Zusammenhang 

nicht privilegiert. 

 

Während man bisher davon ausgegangen ist, daß eine Schulausbildung nur 

vorliegt, wenn sie den Schüler mehr als 40 Stunden in der Woche in Anspruch 

genommen hat, erwägt der 10. Senat des BSG eine Änderung seiner Auf-

fassung dahin, daß dies schon dann gelten soll, wenn die Ausbildung mehr als 

28 Stunden wöchentlich beansprucht hat (Beschluß vom 10. August 1988 - 10 

RKg 8/86 -). Für den Fall der Kläger hat dies keine Bedeutung. Denn nach den 

- für das Revisionsgericht gemäß § 163 Sozialgerichtsgesetz (SGG) 

bindenden - Feststellungen des LSG hat der Berufsschulunterricht der 

Versicherten wöchentlich in der Regel nur 8 Stunden umfaßt. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 SGG. 
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